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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/ 1) - 680 70 - E - Sp 5/72 Bonn, den 7. August 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnungr Auftei- 
lung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontingents 
für Veredelungsarbeiten bei bestimmten Spinnstoffen im 
passiven Veredelungs verkehr der Gemeinschaft. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 24. Juli 1972 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude: Budidruckerei R. Madel, Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung eines 
Gemeinschaftszollkontingents für Veredelungsarbeiten 
bei bestimmten Spinnstoffen im passiven Veredelungsverkehr 

der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Gemeinschaft hat mit der Schweiz am 1. Au- 
gust 1969 eine Vereinbarung über den Textil-Ver- 
edelungsverkehr geschlossen. Aufgrund dieser Ver- 
einbarung hat sich die Gemeinschaft verpflichtet, 
jeweils am 1. September jeden Jahres ein jähr- 
liches zollfreies Gemeinschaftszollkontingent mit 
einem Gesamtbetrag von 1 870 000 Rechnungsein- 
heiten Wertzuwachs für veredelte Waren zu eröff- 
nen, das wie folgt aufgeteilt wird: 

a) 1 650 000 Rechnungseinheiten für Veredelungs- 
arbeiten an Geweben der Kapitel 50 bis 57 des 
Gemeinsamen Zolltarifs; 

b) 143 000 Rechnungseinheiten für das Zwirnen und 
Texturieren (auch in Verbindung mit anderen 
Veredelungsarbeiten) von Garnen der Kapitel 
50 bis 57 des Gemeinsamen Zolltarifs; 

c) 77 000 Rechnungseinheiten für Veredelungsar- 
beiten an Waren, die in den Nummern 58.04, 
58.05, 58.07, 58.08, 58.09 und 60.01 des Gemein- 
samen Zolltarifs erfaßt sind. 

Um jedoch die Aufteilung des Gesamtkontin- 
gentsbetrages auf die drei vorgenannten Bearbei- 
tungskategorien mit den während des Bezugsjahres 
beträchtlich realisierten Handelsströmen besser in 
Einklang zu bringen, wurde im gemeinsamen Ein- 
vernehmen beschlossen, 150 000 Rechnungseinheiten 
des für die Veredelungsarbeiten an Geweben der 
Kapitel 50 bis 57 des Gemeinsamen Zolltarifs bereit- 
gestellten Betrages von 1 650 000 Rechnungseinhei- 
ten auf den Betrag von 77 000 Rechnungseinheiten 
zu übertragen, der für Veredelungsarbeiten an Wa- 
ren bestimmter Nummern - zwischen 58,04 und 
60.01 - des Gemeinsamen Zolltarifs vorgesehen ist. 

Dieses Gemeinschaftszollkontingent ist für die Zeit 
vom 1. September 1972 bis zum 31. August 1973 
nach den Modalitäten der vorgenannten Vereinba- 
rung in seiner geänderten Form zu eröffnen. 

Es ist vor allem sicherzustellen, daß alle an diesem 
Veredelungsverkehr der Gemeinschaft Interessierten 


den gleichen kontinuierlichen Zugang zu diesem 
Kontingent haben und der für das Kontingent vor- 
gesehene Zollsatz fortlaufend auf sämtliche Wieder- 
einfuhren der einer der vorgenannten Veredelungs- 
arbeiten unterworfenen Waren in allen Mitglied- 
staaten bis zur Ausschöpfung des Kontingents ange- 
wendet wird. Der Gemeinschaftscharakter des Kon- 
tingents kann unter Beachtung der oben aufgestell- 
ten Grundsätze gewahrt werden, indem bei der Aus- 
nutzung des betreffenden Gemeinschaftszollkon- 
tingents von einer Aufteilung des Betrages auf die 
Mitgliedstaaten ausgegangen wird. Es erscheint da- 
her angemessen, diese Aufteilung unter Berücksichti- 
gung des im Rahmen der früheren bilateralen Ab- 
kommen durchgeführten Veredelungsverkehrs vor- 
zunehmen, unbeschadet der Möglichkeiten, die den 
Mitgliedstaaten zu eröffnen sind, die bisher diese 
Art de^ Verkehrs nicht benutzten. Um den Gemein- 
schaftscharakter dieses Kontingents zu wahren, ist 
die Deckung des gegebenenfalls in diesen Mitglied- 
staaten auftretenden Bedarfs vorzusehen. Das in 
Artikel 3 vorgesehene System ermöglicht ausnahms- 
weise die Berücksichtigung dieses Faktors, sofern 
eine ursprüngliche Quote nicht zugeteilt wurde. 

Um der möglichen Entwicklung des betreffenden 
Veredelungsverkehrs in den einzelnen Mitgliedstaa- 
ten Rechnung zu tragen, ist der Kontingentsbetrag 
von 1 870 000 Rechnungseinheiten in zwei Raten zu 
teilen, wobei die erste auf die Mitgliedstaaten auf- 
geteilt wird und die zweite als Reserve zur späteren 
Deckung des Bedarfs der Mitgliedstaaten, die ihre 
ursprüngliche Quote ausgeschöpft haben, sowie zur 
Deckung des gegebenenfalls in einigen dieser Mit- 
gliedstaaten auftretenden Bedarfs an Veredelungs- 
arbeiten, für die eine ursprüngliche Quote nicht zu- 
geteilt wurde, bestimmt ist. Um den Interessenten 
der einzelnen Mitgliedstaaten eine gewisse Sicher- 
heit zu geben, ist es angezeigt, die erste Rate des 
Gemeinschaftszollkontingents verhältnismäßig hoch, 
und zwar auf rund 90 v. H. des Kontingentsbetrages, 
festzusetzen. Die auf dieser Grundlage berechnete 
erste Rate beträgt somit 1 700 000 Rechnungseinhei- 
ten Wertzuwachs, und die zweite Rate in Höhe von 
170 000 Rechnungseinheiten bildet die Reserve; der 
Prozentsatz dieser Reserve (rund 10 v. H.) muß ge- 
mäß der genannten Vereinbarung auf jede Katego- 
rie von Veredelungsarbeiten angewendet werden. 

Da die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten 
mehr oder weniger rasch ausgeschöpft werden kön- 
nen und um Unterbrechungen zu vermeiden, sollte 
jeder Mitgliedstaat, der seine ursprüngliche Quote 
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fast ganz ausgenutzt hat, die Ziehung einer zusätzli- 
chen Quote auf die entsprechende Reserve vorneh- 
men. Er muß dies tun, sobald seine einzelnen zusätz- 
lichen Quoten fast ganz ausgenutzt sind und soweit 
noch ein Reservebetrag vorhanden ist. Die ursprüng- 
lichen und zusätzlichen Quoten müssen bis zum Ende 
des Kontingentszeitraums gelten. Diese Art der Ver- 
waltung erfordert eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen den Mitgliedstaaten und der Kommission, die 
vor allem die Möglichkeit haben muß, den Stand 
der Ausschöpfung des Kontingentsbetrages zu ver- 
folgen und die Mitgliedstaaten davon zu unterrich- 
ten. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten ein 
bedeutender Restbetrag von einer der ursprüng- 
lichen Quoten vorhanden, so muß dieser Staat einen 
erheblichen Prozentsatz davon auf die entsprechen- 
de Reserve übertragen, um zu vermeiden, daß ein 
Teil des Gemeinschaftszollkontingents in einem Mit- 
gliedstaat nicht ausgenutzt wird, während er in an- 
deren ausgenutzt werden könnte. 

Da das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg 
sich zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammen- 
geschlosen haben und durch diese bei der Aufteilung 
des betreffenden Zollkontingents vertreten werden, 
kann jede Maßnahme im Zusammenhang mit der 
Verwaltung der dieser Wirtschaftsunion zugeteil- 
ten Quoten durch eines ihrer Mitglieder erfolgen. 

Da dieses Zollkontingent bis zum 31. August 1973 
gilt, können bis zu diesem Zeitpunkt Änderungen 
an der hier getroffenen Regelung vorgenommen 
werden, um dem Beitritt neuer Mitgliedstaaten Rech- 
nung zu tragen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Vom 1. September 1972 bis zum 31. August 1973 
werden im Rahmen des zugelassenen Veredelungs- 
verkehrs die Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs 
bis in Höhe eines jährlichen Gemeinschaftszollkon- 
tingents von 1 870 000 Rechnungseinheiten Wertzu- 
wachs für die Waren ausgesetzt, die bei Verede- 
lungsarbeiten gemäß der Vereinbarung mit der 
Schweiz über den Textil- Veredelungsverkehr ent- 
standen sind. Dieses Kontingent wird wie folgt auf- 
geteilt: 

a) 1 500 000 Rechnungseinheiten für Veredelungs- 
arbeiten an Geweben der Kapitel 50 bis 57 des 
Gemeinsamen Zolltarifs; 

b) 143 000 Rechnungseinheiten für das Zwirnen und 
Texturieren (auch in Verbindung mit anderen 
Veredelungsarbeiten) von Garnen der Kapitel 
50 bis 57 des Gemeinsamen Zolltarifs; 


c) 227 000 Rechnungseinheiten für Veredelungsar- 
beiten an Waren, die in den nachfolgenden Num- 
mern des Gemeinsamen Zolltarifs erfaßt sind: 

58.04 Samt, Plüsch- Schlingengewebe und Che- 
nillegewebe, ausgenommen Gewebe der 
Tarifnummer 55.03 und 58.05; 

58.05 Bänder und schußlose Bänder aus parallel 
gelegten und geklebten Garnen oder Spinn- 
stoffen (bolducs), ausgenommen Waren 
Tarifnummern 55.03 und 58.05; 

58.07 Chenillegarne; Gimpen (andere als um- 
sponnene Garne der Tarifnummer 52.01 
und als umsponnene Garne aus Roßhaar) ; 
Geflechte und sonstige Posamentierwa- 
ren, als Meterware; Quasten, Troddeln, 
Oliven, Nüsse, Pompons und dergleichen; 

58.08 Tülle und geknüpfte Netzstoffe, unge- 
mustert; 

58.09 Tülle, geknüpfte Netzstoffe und Bobinet- 
gardinenstoffe, gemustert; Spitzen (maschi- 
nen- oder handgefertigt); als Meterware 
oder als Motiv und 

60.01 Gewirke als Meterware, weder gummi- 
elastisch noch kautschutiert. 

2. Für die Anwendung dieser Verordnung gelten: 

a) als „Veredelungsarbeiten“ 

— im Sinne von Absatz 1 Buchstaben a und c: 
das Bleichen, Färben, Bedrucken, Beflecken, 
Imprägnieren, Appretieren und andere Ver- 
edelungsarbeiten, die das Aussehen oder die 
Qualität, nicht aber die Natur der Ware ver- 
ändern; 

— im Sinne von Absatz 1 Buchstabe b : das 
Zwirnen und Texturieren, auch in Verbindung 
mit dem Spulen, dem Färben und anderen 
Veredelungsarbeiten, die das Aussehen, die 
Qualität oder die Aufmachung, nicht aber die 
Natur der Ware verändern; 

b) als „Wertzuwachs“; der Unterschied zwischen 
dem Zollwert bei der Wiedereinfuhr, so wie er 
in der Verordnung (EWG) Nr. 803/68^) definiert 
ist, und dem Zollwert, der zum Zeitpunkt der 
Wiedereinfuhr festgestellt würde, wenn die Wa- 
ren, so wie sie ausgeführt worden sind, Gegen- 
stand einer Einfuhr wären. 


Artikel 2 

1. Von diesem Gemeinschaftszollkontingent wird 
eine erste Rate im Wert von 1 700 000 Rechnungs- 
einheiten auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt; die 
Quoten, die vorbehaltlich Artikel 6 vom 1. Septem- 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juli 1968, S. 1 
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her 1972 bis zum 31. August 1963 gelten, belaufen 
sich für die einzelnen Mitgliedstaaten auf folgende 
Beträge: 

a) Deutschland: 

1 070 000 Rechnungseinheiten, die sich wie folgt 
verteilen: 

— 900 000 Rechnungseinheiten für die Verede- 
lungsarbeiten an Geweben der Kapitel 50 bis 
57 des Gemeinsamen Zolltarifs; 

— 120 000 Rechnungseinheiten für das Zwirnen 
und Texturieren (auch in Verbindung mit 
anderen Veredelungsarbeiten) von Garnen 
der Kapitel 50 bis 57 des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs; 

— 50 000 Rechnungseinheiten für Veredelungs- 
arbeiten an Waren, die in den Nummern 

58.04, 58.05, 58.07, 58.08, 58.09 und 60.01 des 
Gemeinsamen Zolltarifs erfaßt sind. 

b) Frankreich: 

430 000 Rechnungseinheiten für Veredelungsar- 
beiten an Geweben der Kapitel 50 bis 57 des 
Gemeinsamen Zolltarifs; 

150 000 Rechnungseinheiten für Veredelungsar- 
beiten an Waren, die ^in den Nummern 58.04, 

58.05, 58.07, 58.08, 58.09 und 60.01 des Gemein- 
samen Zolltarifs erfaßt sind. 

c) Italien: 

20 000 Rechnungseinheiten, davon die Hälfte für 
das Zwirnen und Texturieren (auch in Verbin- 
dung mit anderen Veredelungsarbeiten) von Gar- 
nen der Kapitel 50 bis 57 des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs und die Hälfte für Veredelungsarbeiten an 
Geweben der Kapitel 50 bis 57 oder an Waren, 
die in den Nummern 58.04, 58.05, 58.07, 58.08, 
58.09 und 60.01 des Gemeinsamen Zolltarifs er- 
faßt sind. 

d) Benelux: 

30 000 Rechnungseinheiten für Veredelungsarbei- 
ten an Garnen und Geweben der Kapitel 50 bis 
57 oder an Waren, die in den Nummern 58.04, 

58.05, 58.07, 58.08, 58.09 und 60,01 des Gemein- 
samen Zolltarifs erfaßt sind. 

2. Die zweite Rate des Gemeinschaftszollkontin- 
gents in Höhe von 170 000 Rechnungseinheiten 
bildet die Gemeinschaftsreserve, die sich in 150 000, 
13 000 und 7 000 Rechnungseinheiten für die in Arti- 
kel 1 Absatz 1 Buchstaben a, b und c genannten 
Veredelungsarbeiten gliedert. 

Artikel 3 

Entsteht in Frankreich für die Artikel 1 Absatz 1 
Buchstabe b vorgesehenen Veredelungsarbeiten 
ein Bedarf, so entnimmt dieser Mitgliedstaat der 
Reserve eine angemessene Quote, soweit der Betrag 
dieser Reserve ausreicht. 


Dieser Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Vor- 
kehrungen, um die Interessenten von dieser Mög- 
lichkeit zu unterrichten. 


Artikel 4 

1 . Hat ein Mitgliedstaat eine seiner gemäß Artikel 2 
Absatz 1 festgelegten ursprünglichen Quoten oder - 
bei Anwendung des Artikels 6 - die gleiche Quote 
abzüglich des auf die entsprechende Reserve über- 
tragenen Betrages zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, 
so nimmt er unverzüglich durch Mitteilung an die 
Kommission die Ziehung einer zweiten Quote in 
Höhe von 10 v. H. seiner ursprünglichen Quote vor, 
soweit der entsprechende Reservebetrag ausreicht, 

2. Ist nach Ausschöpfung der jeweiligen ursprüng- 
lichen Quote die zweite von einem Mitgliedstaat 
gezogene Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, 
so nimmt dieser Mitgliedstaat unverzüglich durch 
Mitteilung an die Kommission die Ziehung einer 
dritten Quote in Höhe von 5 v. H. seiner ursprüng- 
lichen Quote vor, soweit der entsprechende Reserve- 
betrag ausreicht. 

3. Ist nach Ausschöpfung der jeweiligen zweiten 
Quote die dritte von einem Mitgliedstaat gezogene 
Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt 
dieser Mitgliedstaat gemäß Absatz 2 die Ziehung 
einer vierten Quote in Höhe der dritten Quote vor. 
Dieses Verfahren wird sinngemäß bis zur Ausschöp- 
fung jeder Reserve angewandt. 

4. In Abweichung von den Absätzen 1 bis 3 kann 
jeder Mitgliedstaat niedrigere Quoten ziehen als in 
diesen Absätzen vorgesehen, wenn Grund zu der 
Annahme besteht, daß diese nicht ausgenutzt werden 
könnten. Er unterrichtet die Kommission über die 
Gründe, die ihn veranlaßt haben, diesen Absatz an- 
zuwenden. 


Artikel 5 

Die gemäß Artikel 4 gezogenen zusätzlichen Quoten 
gelten bis zum 31. August 1973. 


Artikel 6 

Hat ein Mitgliedstaat eine seiner in Artikel 2 Ab- 
satz 1 festgesetzten oder sich aus der Anwendung 
von Artikel 3 ergebenden ursprünglichen Quoten 
am 15. Mai 1973 nicht ausgeschöpft, so überträgt 
er spätestens am 10. Juni 1973 von dem nicht aus- 
genutzten Betrag den Teil, der 40 v. H. seiner ur- 
sprünglichen Quote übersteigt, auf die entsprechen- 
de Reserve. Er kann einen größeren Betrag über- 
tragen, wenn Grund zu der Annahme besteht, daß 
der betreffende Betrag nicht ausgenutzt werden 
kann. 
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Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission spä- 
testens am 10. Juni 1973 den Gesamtbetrag der Wie- 
dereinfuhren der betreffenden Waren mit, die sie 
bis zum 15. Mai 1973 einschließlich getätigt und auf 
das Gemeinschaftszollkontingent angerechnet haben, 
sowie gegebenenfalls den Teil der jeweiligen ur- 
sprünglichen Quoten, den sie auf die entsprechende 
Reserve übertragen. 


Artikel 7 

Die Kommission verbucht die Beträge, der von den 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2, 3 und 4 eröffneten 
Quoten und unterrichtet die einzelnen Mitglied- 
staaten über den Stand der Ausschöpfung der Reser- 
ven, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. Juni 1973 über die jeweiligen Reservebeträge, 
die nach den in Anwendung von Artikel 6 erfolgten 
Übertragungen verbleiben. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der eine der 
Reserven ausgeschöpft wird, auf den verfügbaren 
Restbetrag beschränkt bleibt und gibt zu diesem 
Zweck dem Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung 
vornimmt, den Restbetrag an. 


Artikel 8 

1. Die Mitgliedstaaten verwalten die ihnen zuge- 
teilten Quoten im Kontingentscheinverfahren. 

2. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um durch die Eröffnung der gemäß 
Artikel 4 gezogenen zusätzlichen Quoten die fort- 
laufenden Anrechnungen auf ihren kumulierten An- 
teil an dem Gemeinschaftszollkontingent zu ermög- 
lichen. 


3. Die Mitgliedstaaten garantieren den freien Zu- 
gang zu den ihnen zugeteilten Quoten allen in ihrem 
Gebiet ansässigen Importeuren, die an diesem Ver- 
edelungsverkehr interessiert sind. 

4. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der 
Mitgliedstaaten wird an Hand des Wertzuwachses 
bei der Wiedereinfuhr der betreffenden Waren 
festgestellt, die bei der Zollstelle zur Abfertigung 
zum freien Verkehr angemeldet worden sind. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Wiedereinfuhren der betreffen- 
den Waren tatsächlich auf ihre Quoten angerechnet 
wurden. 


Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen. 


Artikel 11 

Die vorstehenden Bestimmungen können geändert 
werden, um der Lage Rechnung zu tragen, die sich 
aus dem Beitritt neuer Mitgliedstaaten ergibt. 


Artikel 12 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1972 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat 
sich in einer Vereinbarung mit der Schweizeri- 
schen Eidgenossenschaft vom 1. August 1969^) 
verpflichtet, jährlich ein zollfreies Gemeinschafts- 
zollkontingent in Höhe von 1 870 000 Rechnungs- 
einheiten Wertzuwachs für verschiedene im Rah- 
men eines passiven Veredelungsverkehrs zwi- 
schen der Gemeinschaft und der Schweiz vor- 
gesehene Veredelungsarbeiten bestimmter Spinn- 
stoffe zu eröffnen. 

Nach Ziffer 8 der Vereinbarung wird die zu- 
nächst auf zwei Jahre ab 1. September 1969 fest- 
gelegte Geltungsdauer der Vereinbarung von 
Rechts wegen durch stillschweigende Verlänge- 
rung für eine Dauer von zwei Jahren verlängert, 
es sei denn, daß eine der beiden Parteien wenig- 
stens sechs Monate vor Ablauf die Kündigung 
ausspricht. Da innerhalb der festgesetzten Frist 
keine Kündigung vorlag, ist die Vereinbarung 
somit für zwei weitere Jahre gültig, und das in 
dieser Vereinbarung vorgesehene Gemeinschafts- 
zollkontingent muß somit noch für die Zeit vom 
1. September 1972 bis zum 31. August 1973 er- 
öffnet werden. 

2. Nach dem Aide-Memoire zu dieser Vereinbarung 
wird das jährliche Zollkontingent unter Zugrun- 
delegung früherer Veredelungsarbeiten im Rah- 
men bilateraler Abkommen (zwischen der 
Schweiz, Frankreich, Deutschland und Italien) in 
3 Kategorien von Veredelungsarbeiten aufgeteilt, 
die jedoch auch von den Benelux-Ländern in An- 
spruch genommen werden. 

Nach dieser Aufteilung wird der Gesamtkontin- 
gentsbetrag von 1 870 000 Rechnungseinheiten 
wie folgt aufgeteilt: 

a) 1 650 000 Rechnungseinheiten für Verede- 
lungsarbeiten an Geweben der Kapitel 50 bis 
57 des Gemeinsamen Zolltarifs; 

b) 143 000 Rechnungseinheiten für das Zwirnen 
und Texturieren (auch in Verbindung mit an- 
deren Veredelungsvorgängen) von Garnen 
der Kapitel 50 bis 57 des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs; 

c) 77 000 Rechnungseinheiten für Veredelungs- 
arbeiten an Waren, die in den Nummern 58.04, 
58.05, 58.07, 58.08, 58.09 und 60.01 des Ge- 
meinsamen Zolltarifs erfaßt sind. 

3. Auf Antrag der schweizerischen Behörden und 
um die Aufteilung des Gesamtkontingentsbetra- 
ges auf die drei vorgenannten Bearbeitungskate- 
gorien während des Bezugsjahres, das als Grund- 
lage für die Berechnung des Gesamtkontingents- 
betrages diente, mit den tatsächlich realisierten 
Handelsströmen besser in Einklang zu bringen, 


wurde beschlossen, 150 000 Rechnungseinheiten 
von dem für die Veredelungsarbeiten an Gewe- 
ben der Kapitel 50 bis 57 des gemeinsamen Zoll- 
tarifs vorgesehenen Betrag von 1 650 000 Rech- 
nungseinheiten auf den Betrag von 77 000 Rech- 
nungseinheiten für Veredelungsarbeiten an Wa- 
ren bestimmter Nummern des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs - zwischen 58.04 und 60.01 - zu übertra- 
gen. 

Dieser Betrag von 150 000 Rechnungseinheiten, 
der Frankreich für Veredelungsarbeiten an Ge- 
wirken als Meterware (Bearbeitungskategorien 
c) zuzuteilen ist, wird der Quote entnommen, die 
diesem Mitgliedstaat nach der im vorgenannten 
Aide-Memoire aufgeführten Aufteilung für Ver- 
edelungsarbeiten an Geweben zugeteilt wird. 

4. Diese Aufteilung der verschiedenen Beträge für 
die drei Bearbeitungskategorien auf die Mitglied- 
staaten bringt jedoch eine Schwierigkeit mit sich, 
die auf einer von der Kommission 1969 durchge- 
führten Konsultationssitzung mit den Sachver- 
ständigen aller Mitgliedstaaten erörtert worden 
ist. Diese Aufteilung läßt nämlich einigen Mit- 
gliedstaaten (Italien, den Niederlanden und der 
BLWU) die Möglichkeit, ihre Quoten beliebig 
ganz oder teilweise auf zwei oder drei der vor- 
gesehenen Bearbeitungskategorien anzurechnen, 
während die Quoten für die einzelnen Verede- 
lungsarbeiten de facto für eine derartige Frei- 
stellung gar nicht ausreichen, weil entweder der 
Gesamtbetrag der diesen Mitgliedstaaten mög- 
lichen Anrechnungen die Reservemenge der 
ersten Bearbeitungskategorie angreift (wenn sie 
nur diese in Anspruch zu nehmen beabsichtigen) 
oder weil dieser Gesamtbetrag die für die zweite 
und dritte Bearbeitungskategorie festgesetzten 
Quoten überschreitet (wenn sie es vorziehen, nur 
diese in Anspruch nehmen). 

Nach Konsultation der Delegationen der Mitglied- 
staaten dürfte dies in der Praxis jedoch nicht zu 
Schwierigkeiten führen, so daß in den beigefüg- 
ten Verordnungs Vorschlag keine diesbezügliche 
Bestimmung aufgenommen wurde; selbstver- 
ständlich werden die Dienststellen der Kommis- 
sion in Zusammenarbeit mit allen Mitgliedstaa- 
ten dafür Sorge tragen müssen, daß die Auftei- 
lung der Veredelungsarbeiten im Rahmen des 
Kontingents eingehalten wird und daß beim 
Anzeichen der geringsten Schwierigkeit ange- 
messene Vorkehrungen getroffen werden. 

5. Das in der vorgenannten Vereinbarung vorge- 
sehene jährliche Gemeinschaftszollkontingent ist 
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letztmalig mit Verordnung (EWG) Nr. 1707/71 
des Rates vom 26. Juli 1971 für die Zeit vom 
1. September 1971 bis zum 31. August 1972 er- 
öffnet worden. 

Mit dem beigefügten Verordnungsentwurf soll 
daher das gleiche Kontingent für die Zeit vom 
1. September 1972 bis zum 31. August 1973 er- 
öffnet und auf die Mitgliedstaaten unter Berück- 
sichtigung der Faktoren aufgeteilt werden, die 
in dem Aide-Memoire zu der genannten Verein- 
barung angeführt werden, wobei die unter vor- 
stehend Ziffer 3 genannte Übertragung berück- 
sichtigt wird. 

6. Hinsichtlich der Verwaltung des Zollkontingents 
hat die Kommission am 9. April und 15. Mai 1970 
Konsultationssitzungen durchgeführt, um die in 
diesem Bereich zunächst von Deutschland und 
anschließend von Frankreich aufgezeigten Schwie- 
rigkeiten eingehend zu prüfen. Im Laufe dieser 
Sitzungen wurde deutlich, daß das Verwaltungs- 
system „Windhundverfahren“ bei der Wieder- 
einfuhr, das in der Verordnung für die Zeit vom 
1. September 1969 bis zum 31. August 1970 ge- 
wählt worden war, im nächsten Kontingentszeit- 
raum wegen der Schwierigkeiten, die es in diesen 
beiden Mitgliedstaaten bereitet, nicht unverän- 
dert übernommen werden konnte. Bei diesen 
Schwierigkeiten handelt es sich vor allem einer- 
seits darum, daß die Exporteure nicht mit Sicher- 
heit wissen können, ob ihnen bei der Wiederein- 
fuhr nach Vornahme der Veredelung tatsächlich 
Zollerleichterungen gewährt werden, und ande- 
rerseits um die Tatsache, daß die Kontingents- 
beträge in keiner Weise ausreichen, da die Zoll- 
erleichterungen auf eine Anzahl von Personen 
oder Unternehmen ausgedehnt wurden, denen sie 
im Rahmen der früheren bilateralen Abkommen 
nicht gewährt worden waren. 

Es stellte sich ferner heraus, daß das Kontingent- 
scheinverfahren - ein anderes gemeinsames Ver- 
waltungssystem -, das von allen Mitgliedstaaten 
hätte angewandt werden können, im ersten Sta- 
dium ebenfalls nicht in Frage kam, da in einigen 
Mitgliedstaaten frühere Daten, die für eine Auf- 
teilung der einzelstaatlichen Quoten auf die ver- 
schiedenen Benutzer hätte dienen können, fehl- 
ten. 

Bevor man ein anderes gemeinsames Verwal- 
tungssystem in Kraft setzte, wurde vereinbart, 
daß die Mitgliedstaaten im Kontingentszeitraum 
vom 1. September 1970 bis zum 31. August 1971 
ihre ursprünglichen und zusätzlichen Quoten nach 
ihren eigenen Kontingentsvorschriften verwal- 
ten sollen, um Erfahrungen auf diesem Gebiet 
zu sammeln, mit deren Hilfe für den 1 . September 
1971 ein System der gemeinsamen Verwaltung 


ausgearbeitet werden kann, das die Schwierig- 
keiten in diesem Bereich ausräumt. Da der An- 
trag der beiden vorgenannten Mitgliedstaaten 
begründet war, haben sich die Dienststellen der 
Kommission diesem Lösungsvorschlag ange- 
schlossen. 

Bei der Eröffnung dieses Kontingents für die Zeit 
vom 1. September 1972 bis zum 31. August 1973 
wurde festgestellt, daß diese Anpassungszeit 
nicht ausreicht, um an Hand der erworbenen Er- 
fahrung ein einheitliches Verwaltungssystem 
für dieses Kontingent mit seinem besonderen 
Charakter festzulegen. Die Versuchszeit wurde 
daher bis zum 31. August 1972 verlängert. 

Auf einer am 26. Mai 1972 abgehaltenen Kon- 
sultationssitzung, in deren Verlauf erneut ein 
Meinungsaustausch über dieses Problem statt- 
fand, zeigte es sich, daß Deutschland, einer der 
vor allem von diesem Zollkontingent Gebrauch 
machenden Mitgliedstaaten, aus den von ihm be- 
reits früher genannten Gründen das System der 
vorherigen Verteilung (Kontingentscheinverfah- 
ren) anwendet, ohne dabei auf größere Schwierig- 
keiten zu stoßen. Die in Frankreich und Benelux 
angewandte Regelung besteht in der Erteilung 
von Genehmigungen vor der Ausfuhr der zu ver- 
edelnden Waren, d. h. also daß dort ebenfalls 
ein Vorverteilungsverfahren besteht. Überdies 
dürfte Italien, falls es in ferner oder näherer 
Zukunft diese Verordnung anwenden sollte, bei 
der Anwendung eines Systems der Vorverteilung 
nach Art einer der in den anderen Mitgliedstaa- 
ten angewandten Regelung nicht auf Schwierig- 
keiten stoßen. 

Aus diesem Grunde wird vorgeschlagen, während 
des Kontingentszeitraums vom 1. September 1972 
bis 31. August 1973 dieses Gemeinschaftszoll- 
kontingent nach dem Kontingentscheinverfahren 
zu verwalten. 

7. Um die Saisonbedingtheit der Wiedereinfuhren 
bestimmter Spinnstoffe nach ihrer Veredelung zu 
berücksichtigen, wird im übrigen vorgeschlagen, 
den Grenzwert für die Rückübertragungen auf 
die Reserve, der im allgemeinen niedriger ist, 
auf 40 V. H. festzusetzen. 

8. Da das betreffende Zollkontingent bis zum 31. 
August 1973 gilt, wurden die diesbezüglichen 
Verordnungsvorschläge derart angepaßt, daß 
ggf. Änderungen vorgenommen werden können, 
die zur Berücksichtigung der durch den Beitritt 
neuer Mitgliedstaaten entstehenden Lage erfor- 
derlich werden könnten. 
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